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Kommentare zum Zeitgeschehen 
von Egon W. Kreutzer 
 
Paukenschlag am Donnerstag No. 17/2010 vom 29. April 2010 
 

Die Mär  
vom gefährdeten Euro 

Dominique Strauß-Kahn, Vertreter des Internationalen Währungsfonds auf Erden, 
orakelte bei der gestrigen Vergatterungsveranstaltung für die Fraktionsvorsitzenden 
des Deutschen Bundestages in Berlin, Griechenland könne womöglich bis zu 120 
Milliarden Euro benötigen, um seinen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 

Seitdem steht nicht mehr die Verpflichtung zur solidarischen Hilfe für Griechenland 
im Vordergrund der Argumentation, sondern die Sorge um die Stabilität des Euros. 
Wohl in der Hoffnung, dass gerade wir Deutschen, die wir immer noch vom Nimbus 
der starken Deutschen Mark fasziniert sind, eher bereit sein würden, den Euro zu 
stützen, denn Griechenland zu helfen. 

Schäuble sprach gestern, als deutscher Finanzminister, in der ZDF-Sendung "Was 
nun, Herr Schäuble", von "unserer Währung". Dabei ist der Euro niemandes Wäh-
rung, auch nicht "unsere". Der Euro ist Geld, das von mehreren Staaten zum gesetz-
lichen Zahlungsmittel bestimmt wurde. Der Euro ist das Geld, das wir benutzen,  
aber dieses Geld ist nicht ‚unser' Geld. Wobei natürlich zu unterscheiden ist, zwi-
schen 

• dem Geldbegriff, mit dem wird das bezeichnen, was wir im Geldbeutel als "un-
ser Geld" herumtragen, was wir als Guthaben auf unseren Konten zu Recht 
als "unser Geld" ansehen,  

• und jenem Geldbegriff, der das Geld in seiner Eigenschaft als "volkswirtschaft-
liche Institution" bezeichnet. 

Zu DM-Zeiten wurde zwischen unserem Geld, der DM, und fremdem Geld, also De-
visen, unterschieden. Seit der Einführung des Euro haben wir kein eigenes Geld 
mehr. Wir treiben unseren Handel ausschließlich mit Devisen. Im Inland und im Be-
reich der EU mit einer Währung namens Euro, weltweit auch mit anderen Währun-
gen. Dies ist keine Haarspalterei, es ist eine zwingend notwendige Klarstellung, ohne 
die es kaum möglich ist, die Ursache der sog. "Griechenlandkrise" zu verstehen und 
den Nebel der irreführenden Begründungen für die Notwendigkeit einer schnellen, ja 
unüberlegten, Hilfe zu durchschauen. 

Beginnen wir bei Griechenland. 

Griechenland hat Schulden, die es nur deshalb nicht bezahlen kann, weil Griechen-
land keine eigene Währung mehr hat und weil es Griechenland, wie allen Ländern 
der Euro-Zone, vertraglich verboten ist, sich über die eigene Zentralbank selbst mit 
frischem Geld zu versorgen.  

http://www.egon-w-kreutzer.de/0Pad2010/17.html
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Dieses Prozedere, das früher auch uns offen stand und das weltweit außerhalb der 
Euro-Zone, sehr wohl auch in den USA, immer noch weit verbreitet ist, lässt sich 
(vereinfacht) so beschreiben:  

Staatsfinanzierung - vor dem Euro und 
Staatsfinanzierung - außerhalb der Euro-Zone 
(vereinfachte Darstellung) 

Der Staat lässt Schuldscheine drucken, egal ob sie als Pfandbriefe, Staats-
anleihen, Staatsobligationen, Bundesschatzbriefe, Bundesschuldverschrei-
bungen oder wie auch immer tituliert werden, und gibt ein terminiertes 
Rückzahlungs- und ein Zinsversprechen dafür ab. 
Die Zentralbank nimmt diese Schuldscheine in ihren Tresor und erteilt dem 
Staat dafür eine entsprechende Gutschrift. Wenn die Gelegenheit günstig 
ist, verkauft die Zentralbank die Staatspapiere weiter, an Banken, institutio-
nelle Anleger und Privatpersonen. Dabei kann die Staatsbank durchaus 
hübsche Kursgewinne realisieren, die letztlich wieder dem Staat zufließen. 
Ist die Gelegenheit nicht günstig, behält die Staatsbank die Papiere einfach 
im Tresor. 
Werden Staatspapiere an Anleger verkauft, fließen die Zinsen, die der 
Staat zu zahlen hat, an diese Anleger. Werden sie nicht verkauft, fließen 
die Zinsen an die Staatsbank und dann - in Form des Staatsbank-Gewinns 
- an den Staat zurück, so dass die Geldversorgung des Staates mit etwas 
Glück beinahe "kostenlos" vonstatten gehen kann. 

Hält der Staat die so eingegangene Verschuldung einigermaßen im Rah-
men, so dass die Geldmenge nicht stärker wächst als der Geldbedarf, wird 
die Währungsstabilität selbst bei wachsender Staatsverschuldung nicht be-
einträchtigt. Dies erfordert jedoch auch eine Kontrolle über die Kreditverga-
be der Geschäftsbanken, von denen die Geldmenge weit stärker beein-
flusst wird, als von der Zunahme der Staatsverschuldung. Die Staatsbank 
kann durch mannigfaltige Instrumente versuchen, die umlaufende Geld-
menge in einem gesamtwirtschaftlich sinnvollen Zielkorridor zu halten, der 
sich an Vollbeschäftigung, Wachstum, Geldwertstabilität und ausgegliche-
nem Außenhandel orientiert. Hundertprozentig gelingen wird ihr das nicht. 
Aber so, dass unter dem Strich beständig eine leicht inflationäre Tendenz 
zu beobachten ist, kann es schon gelingen. Diese leichte Inflation wieder-
um erleichtert es allen Schuldnern, auch dem Staat, ihre Schulden bei Fäl-
ligkeit mit dem dann "billigeren Gegenwartsgeld" zu tilgen. 

Die durchaus positive Nebenwirkung, dass nämlich alle ruhenden Geld-
vermögen durch die Inflation peu à peu entwertet werden, ist den Eigentü-
mern dieser Geldvermögen allerdings ein Dorn im Auge. Sie sind daran in-
teressiert, dass die Kaufkraft des Geldes möglichst konstant bleibt - und 
wenn es zur Deflation kommt, wenn die Kaufkraft ihres Geldes also wächst, 
während (bzw. weil) die Realwirtschaft vom Geldmangel stranguliert wird, 
führen sie wahre Freudentänze auf. 



3

Seit Einführung des Euro ist die EZB für die Stabilität der Währung zustän-
dig, die wir benutzen, und für sonst nichts. Weder für die Einhaltung eines 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, noch für die ausreichende Geldver-
sorgung, nur dafür dass die jährliche Inflation im Euroraum nicht über 2 
Prozent ansteigt. 

Seit der Einführung des Euro ist es den Regierungen der Euro-Länder ver-
boten, sich bei Bedarf bei der Zentralbank mit Geld zu versorgen. Wer Geld 
braucht, muss es sich bei Geschäftsbanken zu deren Konditionen leihen 
und damit die Aktionäre und Einleger der Banken mästen. 

Die Stabilität einer Währung ist also, für sich allein betrachtet, durchaus kein Zei-
chen für wirtschaftliche Blüte, sondern lediglich ein Indiz dafür, dass dem Werterhalt 
großer Geldvermögen die höchste Priorität eingeräumt wird, was in der Konsequenz 
durchaus den wirtschaftlichen Niedergang einer Volkswirtschaft einleiten und beglei-
ten kann. 

Die Stabilität einer Währung manifestiert sich in zwei höchst unterschiedlichen, nicht 
direkt aneinander gekoppelten Indikatoren:  

• In der Veränderung der Binnenkaufkraft und  
• in der Veränderung des Umtauschkurses gegenüber anderen Währungen. 

Die Veränderung der Binnenkaufkraft tritt zumeist als Inflation auf. Zu viel Geld trifft 
auf ein zu geringes Angebot, die Preise steigen, das Geld verliert im Binnenmarkt an 
Wert. 

siehe hierzu auch die entsprechenden Aufsätze aus der Reihe "Das Wesen des Geldes" 

• Teuerung und Inflation
• Deflation

Die Veränderung des Umtauschkurses gegenüber anderen Währungen ist - nimmt 
man manipulative Eingriffe der Spekulation aus - ein Korrektiv, das tendenziell dazu 
führt, die Chancen der einzelnen Volkswirtschaften auf den Weltmärkten anzuglei-
chen. 

http://www.egon-w-kreutzer.de/Geld/Grundlagen5.html
http://www.egon-w-kreutzer.de/Geld/Grundlagen3.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Magisches_Viereck
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Dazu zwei typische Funktionen dieser Angleichungsmechanismen:

• Ein Land, dessen Währung im Kurs sinkt, weil an den Devisenmärkten die 
Nachfrage nach dieser Währung fehlt, verbessert seine Exportchancen, die 
Nachfrage nach der Währung steigt, der Kurs zieht wieder an. 

• Ein Land, dessen Währung im Kurs steigt, weil an den Devisenmärkten die 
Nachfrage nach dieser Währung wächst, kann sich auf den Weltmärkten leich-
ter mit Importgütern versorgen, wodurch an den Devisenmärkten die Nachfra-
ge nach der Währung wieder sinkt (weil ja im Außenhandel damit bezahlt wird) 
und der Kurs wieder fällt. 

Treten Spekulanten an den Devisenmärkten auf, können diese Ausgleichsmecha-
nismen beeinträchtigt oder völlig außer Kraft gesetzt werden. Die Kursbewegungen 
entsprechen dann nicht mehr den realwirtschaftlichen Basisdaten. 

Im Augenblick sinkt der Kurs des Euro gegenüber anderen Währungen, spe-
ziell gegenüber dem Dollar. Angeblich ist Griechenland die Ursache. 

Die Wirtschaftsleistung Griechenlands macht ungefähr 2,6 % der Wirtschaftsleistung 
der Euro-Zone aus (1,9% der gesamten EU). Sieht man die potentielle Wirtschafts-
leistung der Währungsgemeinschaft als die "Deckung" der gemeinsamen Währung 
an, und das ist durchaus gerechtfertigt, wenn auch die detaillierte Begründung den 
Rahmen dieses Aufsatzes sprengen würde, so könnte selbst der Totalausfall Grie-
chenlands, wie er zum Beispiel durch den Ausstieg Griechenlands aus der Wäh-
rungsunion eintreten würde, die Nachfrage nach der Gemeinschaftswährung auf den 
Devisenmärkten maximal soweit reduzieren, dass der Euro soweit an Wert verliert, 
wie er an Deckungpotential verliert, also maximal um diese 2,6 Prozent.  

Weil Griechenland aber kaum exportiert, wäre die Wirkung des Ausstiegs Griechen-
lands auf den Kurs des Euros an den internationalen Devisenmärkten weitaus gerin-
ger, letztlich überhaupt nicht nachweisbar. 

Der Kursverlust des Euros an den Devisenmärkten, von Anfang Januar 2010,  
1 € = 1,4389 $ bis heute, 28. April 2010, 1 € = 1,3245 $, um rund 8 Prozent, hat 
also ganz andere Auslöser. Griechenland könnte das beim besten Willen nicht 
bewirken. 

Erst wenn man Portugal, Irland, Italien und Spanien dazu nimmt, und auch deren 
Totalausfall prognostiziert, dann landet man bei rund 31 % der Wirtschaftskraft der 
Euro-Zone, wovon Italien und Spanien wiederum alleine rund 28 % auf sich vereinen. 

Die Sorge, auch diese Länder könnten aus der Euro-Zone herausfallen, den Bedarf 
an Euros also weltweit senken, wäre zwar in Verfolgung der Theorie von der Gefähr-
dung des Euros berechtigt, doch zeigt sie gleichzeitig auch die Dimensionen der wei-
teren Rettungsmaßnahmen auf: Die sogenannten PIIGS Staaten (Portugal, Irland, 
Italien, Griechenland und Spanien) haben mit einander rund 2 Billionen $ Ausland-
schulden angehäuft.  

Bei einer mit Griechenland vergleichbaren Liquiditäts- und Fälligkeits-Situation 
könnte damit auf die Euro-Zone in den nächsten drei Jahren ein Bedarf an 
"Hilfsmitteln" in der Größenordnung von 500 bis 700 Milliarden Euro entstehen, 
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denn nach der herrschenden Logik müssen zahlungsunfähige Euro-Länder von den 
noch zahlungsfähigen Euro-Ländern mit Hilfsgelder gerettet werden, um den Euro zu 
stützen. 

Doch das alles sind irreführende Überlegungen.  
Es geht in allen betroffenen Staaten nicht um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
nicht um Export- und Importquoten, da ist im Großen und Ganzen alles unverändert, 
also ohne Einfluss auf den Devisenbedarf an den Finanzmärkten. Es geht alleine um 
die Staatsverschuldung, oder, anderes formuliert, um die Angst der Gläubiger, ihre 
Kredite ganz oder teilweise abschreiben zu müssen. 

Diese Gläubiger sind größtenteils ausländische Banken - und natürlich in erster Linie 
die hinter diesen Banken stehenden Aktionäre und Einleger. 

Deren Interesse an einer Umschuldung ist groß. 

Nur dass es nicht darum geht, die Verbindlichkeiten des Schuldners neu zu ordnen, 
sondern darum, die Forderungen des Gläubigers neu zu adressieren, also den 
schwierigen und am Rande der Zahlungsunfähigkeit schwebenden Schuldner durch 
einen solventeren ‚Nachschuldner' zu ersetzen. 
Dieser Wunsch der Gläubiger stößt aber normalerweise bei potentiellen Nachschuld-
nern auf höhnisches Gelächter. Wer wäre auch so blöd, sich die Schulden eines Drit-
ten aufzuladen, nur um dessen Gläubiger zu befriedigen? Niemand! 
Also muss man die potentiellen Nachschuldner glauben machen, sie selbst seien 
letztlich die Gewinner, wenn sie aus freien Stücken Zig-Milliarden Schulden über-
nehmen, für die sie nie eine "Kreditauszahlung" erhalten haben. 
Da bewegen sich dann schon einmal Herr Trichet und Herr Strauß-Kahn gemeinsam 
nach Berlin, um die Fraktionsspitzen des Bundestages mit ihrem "Herrschaftswissen" 
derart zu beeindrucken, dass hinterher selbst der ansonsten stets skeptisch hinter-
fragende Grüne, Jürgen Trittin, zu der Überzeugung gelangt, deutsche Hilfe für Grie-
chenland sei unumgänglich.  

Parallel dazu sinken - wie auf Bestellung - an den Börsen die Aktienkurse, an den 
Devisenmärkten bricht der Kurs des Euro weiter ein und die Ratingagenturen ver-
künden die Rückstufung Portugals. Dieses ganze schöne Theater um den Euro kann 
- wie bereits dargelegt - niemals von Griechenland ausgelöst worden sein. 

Dieses ganze schöne Theater um den Euro hat aber auch sonst keinen Einfluss 
auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der EU oder der Eurozone. 

Was die Zocker an den Börsen mit ihren Aktien und Optionsscheinen anstellen, ist 
für die Realwirtschaft vollkommen ohne Belang.  

Was den sinkenden Euro-Kurs betrifft, so hat der durchaus positive Wirkungen auf 
einen Teil der Euro-Zone, nämlich auf diejenigen Länder, deren Wirtschaft sich auf 
den Export stützt, während andere Länder, nämlich diejenigen, die mehr importieren 
als exportieren und vor allem diejenigen, die Schulden bei Banken außerhalb des 
Euro-Raumes zu tilgen haben, bei sinkenden Euro Kursen den Gürtel enger schnal-
len müssen (und genau dieses Schicksal würde Griechenland auch ohne unsere Mil-
liarden und die damit verbundenen Sparauflagen ereilen! Warum also sollten wir 
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Griechenland helfen, wenn sich durch unsere Hilfe für die Griechen nichts verän-
dert?). 

Was die Rating-Orakel verkünden, ist, soweit es sich auf die Aktienkurse auswirkt, 
ebenfalls ohne Belang für die Realwirtschaft. Anders ist es mit den Urteilen über 
Währungen und über Staaten. Die können sehr schnell zu erheblichen Umschichtun-
gen in den Depots der Anleger und Spekulanten führen und damit Probleme für die 
Staatsfinanzierung und veränderte Rahmenbedingungen für den Außenhandel her-
vorrufen. 

Dass die Rating-Agenturen über die Bewertung der Kreditwürdigkeit von Staaten 
Zinsen und Devisenkurse beeinflussen, gehört zu deren Handwerk. Ein Handwerk, 
das sie vollkommen unkontrolliert und unreglementiert betreiben, womit hinter den 
glitzernden Fassaden der stets vorhandenen Versuchung, per Rating aktiv in die 
Märkte einzugreifen, praktisch folgenlos nachgegeben werden kann. 

Es handelt sich bei den derzeit mit großer Hektik in die Welt gesetzten, sich 
täglich überschlagenden Horrormeldungen nicht um eine direkte Folge grie-
chischer Liquiditätsprobleme sondern um eine geschickte Inszenierung des 
drohenden Weltuntergangs. 

Dabei droht nirgends ein Weltuntergang. 
Das Ganze ist eine Fiktion.  

Der Kaiser ist nackt! 

Nichts passiert, wenn Griechenland nicht zahlt. 
Die Gläubiger werden sich mit Griechenland arrangieren. Man wird sich einigen, auf 
Schuldenerlass, auf Tilgungsstreckung, auf Zinssenkung, es gibt viele Möglichkeiten. 

Niemand kann die übrige EU in Haftung nehmen. 
Wo kämen wir denn hin, wenn jeder, der einen Euro in der Tasche hat, damit auto-
matisch für die Schulden jedes beliebigen anderen Euro-Benutzers einstehen müss-
te? 

Aber der Versuch wird unternommen.  
Es sieht sogar so aus, als könne er von Erfolg gekrönt sein.  

Für mich stellt sich jetzt nur noch die Frage, ob die Argumente derjenigen, die sich 
jetzt über den Löffel barbieren lassen, ein Teil der Inszenierung sind, oder es sich 
doch einfach nur um eine maßlose Überforderung des wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Sachverstands handelt.  

Damit es nicht verlorengeht, hier die Griechenlandbeiträge aus meinen Kurzkommen-
taren der letzten Tage, in chronologischer Reihenfolge: 
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23. April 2010 

14.15 Uhr Griechenland bittet um Hilfe 

Nun sind die Griechen also doch in die Falle gegangen. 

Nein, nicht die Griechen sind in die Falle gegangen, die EU und der IWF 
haben die Bürger der wirtschaftlich stärkeren EU-Länder in die Falle ge-
trieben! 

Mir ist die Mitgliedschaft im Euro Raum keinen Cent wert. Dennoch werde 
ich - wie alle anderen 82 Millionen deutschen Bürger - mit mindestens 
100, vermutlich sogar 200 Euro Schulden belastet, nur weil weder Grie-
chenland noch Deutschland den Weg zurück in die Währungssouveränität 
gehen (dürfen?). 

Dabei wäre Griechenlands Problem eine Chance für die gesamte EU gewe-
sen, die unsinnige Währungsunion zu beenden oder zumindest auf eine 
neue Basis zu stellen. 

• Das hatte ich gerade erst in einem Paukenschlag behandelt

24. April 2010  

08.40 Uhr Haiti und Griechenland 

Vor drei Monaten bebte in Haiti die Erde. 

Dabei wurden mindestens 200.000 Menschen getötet, mindestens 
300.000 verletzt, 1,2 Millionen Überlebende haben kein Dach mehr über 
dem Kopf. 

Das ist eine Katastrophe. Eine Katastrophe, die vor drei Monaten schlagar-
tig einsetzte und immer noch anhält. 

Ende März ist eine Geberkonferenz in New York zusammengetreten.  
Aus der gesamten Welt wurden Hilfszusagen über insgesamt 9,9 Milliarden 
Dollar (ca. 7,3 Mrd. Euro) eingesammelt. Davon sollen in den ersten bei-
den Jahren 3,9 Milliarden Euro fließen. Im Katastrophenjahr selbst also 
knapp 2 Milliarden Euro. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist mit immerhin 39,4 Millionen Euro un-
ter dem Dach der EU unter den Gebern. 

http://www.egon-w-kreutzer.de/0PaD2010/15.html
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Gestern hat Griechenland einen schönen sonnigen Tag erlebt. 

Es gab kein Erdbeben, keine Flutkatastrophe, keinen Wirbelsturm, keinen 
Vulkanausbruch, keine Schweinegrippe - Griechenland ist unversehrt, heil 
und gesund. 

Doch als der griechische Finanzminister Giorgos Papakonstantinou erklär-
te, Griechenland benötige dringend 45 Milliarden Euro und nächstes Jahr 
noch viel mehr, war, wie vorher abgesprochen, klar, dass Griechenland 
mit 45 Milliarden Euro unterstützt wird, wovon die Bundesrepublik 
Deutschland 8,4 Milliarden übernehmen wird (das ist mehr als 200 Mal so 
viel, wie Deutschland für Haiti zu geben bereit ist). 

Doch weil die Griechen von keiner Katastrophe heimgesucht sind, wird den 
Griechen auch kein Cent dieser Unterstützungsmilliarden zugute kommen.

Im Gegenteil, die Griechen werden mit höheren Steuern, sinkenden Ein-
kommen, dem Wegfall staatlicher Leistungen und dem Verkauf von Volks-
vermögen an ausländische Investoren bestraft, weil es ihnen so gut geht -
und die Milliarden werden von Griechenland schlicht durchgereicht an ein 
paar ausländische Banken. 

Banken, die leichtfertig, aber mit dem Kalkül, dass sich schon jemand fin-
den wird, dem man die Schulden aufbrummen kann, Kredite vergeben ha-
ben. 

Banken, die Jahr für Jahr zig-Milliarden Gewinne an ihre Aktionäre aus-
schütten und sich auch durch eine Finanzkrise nicht daran hindern lassen, 
verheerende (aber legale) Spekulationsgeschäfte zu finanzieren. 

Wir sollten die 8,4 Milliarden Euro nehmen und als Spende an Haiti über-
weisen. Das Geld käme garantiert zurück, denn Haiti würde damit in Eu-
ropa (und vor allem in Deutschland) einkaufen. So wäre den Haitianern 
geholfen - und der deutschen Konjunktur. 

8,4 Milliarden für Griechenland verschlingt der unersättliche Moloch "In-
ternationale Finanzwirtschaft" mühelos, 

und nach einem kurzen wohligen Rülpser, schreit er nach mehr... 

• Erdbebenopfer
• Geberkonferenz
• Griechenlands Bitte
• Gläubigerbanken nach Ländern

Lasst euch nicht für dumm verkaufen! 

http://www.cash.ch/news/front/rss/schweizer_sind_grossglaeubiger_griechenlands-879039-449
http://www.cash.ch/news/front/rss/schweizer_sind_grossglaeubiger_griechenlands-879039-449
http://www.welt.de/die-welt/wirtschaft/article7313082/Griechenland-kapituliert.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0%2C1518%2C686806%2C00.html
http://www.focus.de/panorama/welt/erdbeben-haiti/haiti-mehr-als-200-000-erdbeben-tote_aid_476967.html
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26. April 2010  

17.35 Uhr Vielstimmiges Herumgeeiere 

Die Bundesregierung erlebt derzeit ein Waterloo der besonderen Art, denn 
sie treibt in der Euro- und Griechenlandfrage scheinbar unvermeidbar auf 
die Selbstversenkung der vereinigten Armada aus CDU, CSU und FPD zu. 

Aus Angst, die Wähler in NRW, könnten ihr Missfallen an der Tatsache, 
dass die Bundesregierung für alles und jeden Geld hat, nur nicht für die 
eigenen Bürger, durch eine Denkzettelwahl mit Erdrutscheffekt zum Aus-
druck bringen, gefallen sich alle in der Rolle des Kaninchens vor der 
Schlange. Bloß nicht bewegen! 

Angela Merkel brilliert mit der Neuauflage der OPEL-Rettungs-
Verzögerungs-Masche zu Guttenbergs: 

"...wir müssen gründlich prüfen, ob Griechenland auch die Bedingungen 
erfüllt", wobei sie tunlichst vermeidet, diese Bedingungen soweit zu präzi-
sieren, dass sich die von ihr Regierten darunter auch etwas vorstellen 
könnten. 

Die FDP, vertreten durch ihr neues Sprachrohr (unplugged) Homburg, 
macht Hilfen für Griechenland nicht von Bedingungen abhängig, die Grie-
chenland erfüllen müsse, sondern verlangt, es müsse festgestellt werden, 
"ob tatsächlich eine Gefährdung des Euro vorläge, wenn Griechenland 
zahlungsunfähig wird."  
Und dies müsse ihrer Meinung nach, und das ist schließlich auch eine bril-
lante Verzögerungstaktik, vor jeglicher Hilfeleistung gerichtsfest festge-
stellt werden. 

Der CSU-Generalsekretär Alexander Dobrindt, der eine Partei repräsen-
tiert, in der Stimmen laut geworden sind, die Griechenland zum Austritt 
aus dem Euro zwingen wollen, fordert, zur Überwachung des Sparpro-
gramms der Griechen deutsche Experten zu entsenden: "Deutschland soll-
te das Recht auf einen eigenen Sparkontrolleur haben, der Griechenland 
beim Sparen genau auf die Finger schaut. " Das wiederum ist so brillant, 
dass sich sämtliche EU- und Euro-Mitgliedsstaaten monatelang darüber 
streiten können, wer, wenn schon die Deutschen Kontrolleure entsenden, 
noch Kontrolleure entsenden dürfe, wolle oder müsse - und wer die Kon-
trolleure kontrollieren soll. 

Wolfgang Schäuble, der Finanzminister, redet, wenn er von Griechenland 
redet, vorsichtshalber gar nicht erst von Griechenland, sondern vorzugs-
weise von der Stabilität des Euros, die er bewahren will. Damit umschifft 
er die Klippe mit einem brillanten Manöver im Alleingang. Verliert auch 
keine Zeit mit der Umsetzung, denn die will er im beschleunigten Verfah-
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ren durch die Instanzen treiben, doch solange ihm weder die eigene Re-
gierungschefin, noch die Häuptlinge der Koalitionsparteien dabei folgen, 
bleibt auch das nur seine ganz persönliche Ein-Mann-Schau für die Wäh-
lerschaft in NRW. 

So kann sich jeder NRW Wähler aussuchen, was ihm am besten gefällt. 
Schwarz-Gelb im Bund hat alles im Angebot, jede Menge an Ansichten, 
Forderungen und Standpunkten - nur kein gemeinsames Konzept. 

Das wird, hoffe ich, den Wählern in NRW auffallen. 
Nicht als Frucht des wünschenswerten Pluralismus in der Demokratie,  
sondern als beinahe schon pathologische Entscheidungsschwäche. 

28. April 2010 

08.30 Uhr Schon wieder mal was "alternativlos" 

Diesmal durfte Stefan Mappus, Ministerpräsident Baden-Württembergs, 
das Dummdödel-Wort in den Mund nehmen und erklären, die geplanten 
Finanzhilfen für Griechenland seien alternativlos, die Kritik am Hilfspaket 
jedoch vom emotionalen Standpunkt her verständlich. Das ist hanebüche-
ner, aus Arroganz und Ignoranz zusammengerührter Unsinn. 

1. Es gibt auf dieser Welt kaum etwas, das wirklich ohne Alternative 
ist. Wer für ein Problem nicht mindestens drei einigermaßen gleich-
wertige Lösungsmöglichkeiten findet, hat nicht nachgedacht, ob aus 
Faulheit oder Unvermögen sei dahingestellt. 

2. Um die Lösungsmöglichkeiten jedoch finden zu können, ist es un-
umgänglich, das Problem erst einmal lösungsorientiert zu formulie-
ren.  
Die Aussage: "Wir müssen das Geld für Griechenland bereitstellen", 
ist keine Problemdefinition, sondern eine voreilige, unbedachte Äu-
ßerung von Milchmädchen-Qualität. Echte Problemdefinitionen klin-
gen z.B. so:  

"Wie können wir "die Märkte" daran hindern, Griechenland 
zu ruinieren?", oder,  
"Welche Möglichkeiten gibt es, die restliche Eurozone vor der 
'griechischen Krankheit' zu schützen?" 

Das sind nur zwei Beispiele, die schon beim ersten Hinschauen eine 
ganze Reihe anderer, wirkungsvollerer Lösungsmöglichkeiten er-
schließen, als die angeblich alternativlose "Finanzhilfe". 

Doch von einer hinreichend vernünftigen Beschreibung des eigentli-
chen Problems kann keine Rede sein. Statt einer Problemdefinition 
gibt es nur waschweiberhaftes Gejammere und Gekeife. Gekeife 
über die üblen Griechen, Gejammere über den armen, gefährdeten 
Euro. 
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3. Griechenland hat das Problem nur, weil Griechenland von den 
"Märkten" als Testfall ausgewählt wurde. Ich sage es hier noch ein-
mal, das Risiko ist gering - es geht um nicht mehr als 300 Milliarden 
- und falls sich die EU dazu hinreißen lässt, hier mit Krediten einzu-
springen, schafft sie einen Präzedenzfall, auf den sich anschließend 
der ganze traurige Rest der Euro-Zone berufen kann, solange, bis 
nur noch Deutschland übrig ist. 
Deutschland, mit allen Schulden der gesamten Euro-Zone! 

4. Kritik an den Finanzhilfen für Griechenland ist kein hirnlos-
emotionales 
Gefasel, wie es Herr Mappus in seiner Überheblichkeit entschuldi-
gend und verständnisvoll hinzustellen versucht. Kritik an den ge-
planten Finanzhilfen für Griechenland ist rational zu begründen, 
denn 

5. wenn Griechenland geholfen wird, wird ja nicht Griechenland gehol-
fen. Griechenland und die Griechen müssen dafür auf Jahrzehnte 
gottsjämmerlich bluten, geholfen wird ausschließlich "den Märkten" -
und zwar nicht aus großer Not, es wird "den Märkten" geholfen, ihre 
Strategie der erpresserischen Bereicherung zum Erfolg zu führen. Zu 
Lasten der Griechen, zu Lasten der Deutschen und zu Lasten weite-
rer europäischer Völker, deren Regierungen "den Märkten" willig die 
Milliarden in den Rachen schmeißen wollen. 

6. Kein Cent für Griechenland! 
Was tun die Märkte denn, wenn Griechenland nicht zahlt? 
Dann ruinieren "die Märkte" den Euro und Europa und die ganze 
Welt? 

7. Nein.  
"Die Märkte" ruinieren Griechenland und Europa und die gan-
ze Welt, solange man ihnen nachgibt. 

8. Es läge in der Hand des Bundestages, "die Märkte" in die Schranken 
zu weisen. Es läge in der Hand des Bundestages, unser Land aus 
den Fangarmen der Kraken zu befreien. Es läge in der Hand der 
Volksvertreter, die Hoheit über unsere Währung wieder selbst zu 
übernehmen, statt einer Handvoll skrupelloser Spekulanten, die sich 
"die Märkte" nennen lassen, die Hoheit über ganz Europa einzuräu-
men. 

Erklären Sie uns das Problem, Frau Merkel, Herr Schäuble, Herr 
Brüderle, Herr Mappus - und wenn ihnen das gelungen ist, dann 
werden Sie feststellen, dass die derzeit angedachte Lösung zu die-
sem Problem nur passt, wenn man es so formuliert: 

"Wie können wir zuverlässig dazu beitragen, dass die Spekulation 
gegen Griechenland und den Euro für die Spekulanten mit maxi-
malem Profit aufgeht?" 

dazu passt dieses - demnächst in einer Beilage der Zeitschrift jun-
geWelt erscheinende - Inserat: 



12

Übrigens: Newsletter-Abonnenten erhalten den Link auf den jeweils neuesten Pau-
kenschlag immer, sobald er fertig ist. Manchmal am Montag, häufig am Dienstag, 
meist am Mittwoch - wenn auch Sie schneller sein wollen, melden Sie sich an 


